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BEGRÜNDUNG: DARLEGUNG DER ALLGEMEINEN ZIELE UND ZWECKE DER PLANUNG 

1. Rechtsgrundlagen 

Grundlage für Inhalt und Verfahren zur Aufstellung der Bauleitplanung sind: 

• Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 

3634), in der zum Zeitpunkt des Feststellungsbeschlusses gültigen Fassung 

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 21. November 2017 

(BGBl. I S. 3786), in der zum Zeitpunkt der Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden 

gem. §§ 3 (2) bzw. 4 (2) BauGB gültigen Fassung 

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 

(Planzeichenverordnung -PlanZV) vom 18.12.1990 i.d.F. der Bekanntmachung vom 

22.01.1991 (BGBl. I S. 58), in der zum Zeitpunkt des Feststellungsbeschlusses gültigen 

Fassung 

• Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen -GO NRW- i.d.F. der Bekanntma-

chung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), in der zum Zeitpunkt des Feststellungsbe-

schlusses gültigen Fassung 

2. Verfahrensablauf  

Die Änderung des Flächennutzungsplans (FNP) wird als Regelverfahren nach § 2 Bauge-

setzbuch (BauGB) mit zwei Beteiligungsrunden durchgeführt. Zur Umweltprüfung nach Abs. 

4 des § 2 BauGB wird ein sog. „Umweltbericht“ als gesonderter Teil der Begründung erstellt, 

im Fall hier bis zur zweiten Beteiligungsrunde gem. § 3 Abs. 2 bzw. § 4 Abs. 2 BauGB. Bereits 

fertiggestellt ist die Artenschutzprüfung (ASP I+II) des Plangebiets. 

Eine erste Projektvorstellung zweier regionaler Energieversorgungsunternehmen als gemein-

same Vorhabenträger (damals mit einer kleineren Abgrenzung noch) fand in den Gemeinde-

gremien im Mai/Juni 2024 statt. Da die PV-Planung innerhalb der Potentialflächen nach dem 

gemeindlichen Kriterienkatalog vom 06.02.2024 liegt, erfolgte ein zustimmender Grundsatz-

beschluss. 

Die Gemeindeverwaltung hat daraufhin am 09.07.2024 für die damalige Abgrenzung eine 

landesplanerische Anfrage zur Änderung des FNP gem. § 34 Landesplanungsgesetz (LPlG 

NRW) gestellt. In der Landesplanerischen Stellungnahme der Bezirksregierung Köln vom 

05.08.2024 wurde mitgeteilt, dass gegen die Änderung des FNP keine raumordnerischen 

Bedenken erhoben werden. 

Nach Vorberatung im Ausschuss für Bauen und Planen hat der Gemeinderat am 03.12.2024 

einen Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB für die 46. Änderung des Flächennut-

zungsplans gefasst. Bekanntmachung erfolgte in der Bürgerinfo vom 21.12.2024.  

Im 1. Halbjahr 2025 erfolgte eine Abstimmung der Vorhabenträger mit dem Landesbetrieb 

Wald und Holz NRW sowie der Unteren Naturschutzbehörde zu Rodung und Entwidmung 

eines hineinragenden, vom Borkenkäfer befallenen Fichtenwaldriegels. Ersatz soll auf einer 

gegenüberliegenden Waldlichtung erfolgen. Der Vorteil liegt -neben der Beseitigung des 
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Schädlingsbefalls- in einer wesentlich verbesserten Verschattungssituation. Grundsätzliche 

Zustimmung der Behörden wurde am 25.03. bzw. 14.02.2025 mitgeteilt -unter Voraussetzun-

gen und Auflagen-. 

Weiterhin sollen nunmehr angrenzende Pachtflächen eines dritten Versorgungsunterneh-

mens in die Abgrenzung des Planbereichs noch mit aufgenommen werden, die ebenfalls in 

der gemeindlichen Potentialflächenkulisse liegen. Die Aufstellfläche für PV-Module (aufge-

rundet 14 ha) bleibt in Summe unter der 15 ha-Vorgabe der Gemeinde Hellenthal. 

Auf der Sitzungsfolge Ausschuss / Rat am 02.12. bzw. 18.12.2025 folgte der Beschluss zur 

Erweiterung des FNP-Änderungsbereichs, zur Aufstellung eines Bebauungsplans (BPlan, Nr. 

66) im Parallelverfahren (§ 8 Abs. 3 BauGB), und die Zustimmung zu den Vorentwürfen für 

FNP-Änderung und BPlan (inkl. Waldumwandlung) zur Durchführung der ersten, frühzeitigen 

Beteiligungsrunde der Öffentlichkeit und der Behörden (§§ 3 (1) und 4 (1) BauGB). 

3. Anlass, Erfordernis, Ziele und Zwecke des Planverfahrens 

Die drei Träger, alle regionale Energieversorger, beabsichtigen, südwestlich des Ortsteils 

Ingersberg eine Freiflächen-Photovoltaikanlage mit ca. 18 MWp zur Stromerzeugung mit ei-

nem zugehörigem Batteriespeicher zu errichten. Netzanschlusspunkt ist das Umspannwerk 

Wollenberg (110 kV-Hochspannungsleitung). Die erforderlichen planungsrechtlichen Vo-

raussetzungen sollen über eine Änderung des FNP und parallele Aufstellung eines Bebau-

ungsplans geschaffen werden. Die Flächenausweisung soll als Sondergebiet (SO) für (Frei-

flächen-) Photovoltaik erfolgen. 

Grundlage für die SO-Flächen-Abgrenzung ist der existierende Katalog der gemeindeweit 

anzuwendenden Ausschlusskriterien, datierend vom 06.02.2024, z.B. zum Schutz von Sied-

lungsbereichen, Landschaftsbestandteilen, Wald, Gewässern, Infrastruktur und wertvollen 

Böden. 

Drei vorhandene kleine Bäche sollen erhalten und als Grünflächen ausgespart werden. Auf 

der Maßstabsebene der Detailplanung (= BPlan) werden noch weitere vorhandene Gehölze 

erhalten und Waldersatz sowie Kompensationsmaßnahmen eingeplant, in Abstimmung mit 

den zuständigen Behörden. 

Neben der Solarenergie- soll auch die landwirtschaftliche Nutzung, z.B. Beweidung der Flä-

chen, weiterhin möglich und zulässig sein. 

4. Lage und Abgrenzung des Geltungsbereichs 

Der nunmehr insgesamt – mit Grün- und Ausgleichsflächen- „brutto“ rd. 19 ha große Ände-

rungsbereich liegt südwestlich von Ingersberg, Flurbezeichnungen „Ingersberg“, „Ferkels-

berg“, „Bleiberg“. Seine Abgrenzung ist der Übersichtskarte und der Planzeichnung zu ent-

nehmen. Es handelt sich um eine südorientierte Hanglage mit Gefälle in Richtung des 

Schmalebach. Die Ausdehnung in SW-NO-Richtung -parallel zur örtlichen Hanglage- beträgt 

rd. 600 m, quer dazu -in Gefällerichtung- rd. 400 m. 

Begrenzt wird der Geltungsbereich im Norden, auf dem Höhenzug, durch die Kreisstraße 

K64, mit dem Hubertushof auf der gegenüberliegenden Straßenseite, und im Süden durch 

einen Wirtschaftsweg, der dem Tal des Schmalebachs folgt. Im Osten wie im Westen grenzt 
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oben auf dem Höhenzug landwirtschaftliches Grünland an, an den Talflanken hingegen 

Wald. 

Planungsrechtlich liegt Außenbereich gemäß § 35 BauGB vor, ohne bauliche Anlagen. 

5. Planungsrechtlicher Rahmen 

5.1 Landesentwicklungsplan (LEP) 

Der Landesentwicklungsplan in Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) enthält auch die grundle-

genden Vorgaben für Standorte von Erneuerbaren Energien (EE). Für das Projekt hier sind 

insbesondere einige Regelungen für Freiflächen-Solarenergieanlagen aus dem LEP, Stand 

2. Änderung (in Kraft ab 01.05.2024), zu berücksichtigen: 

- Gemäß Ziel 10.2-14: Regional- und Bauleitplanung für raumbedeutsame Freiflächen-So-

larenergieanlagen ist im Freiraum mit Ausnahme von regionalplanerisch festgelegten 

Waldbereichen und Bereichen zum Schutz der Natur möglich, wenn der jeweilige Standort 

mit der (örtlichen) Schutz- und Nutzfunktion des Regionalplans vereinbar ist. Dem über-

ragenden öffentlichen Interesse des Ausbaus der EE ist Rechnung zu tragen. 

- Gemäß Ziel 10.2-15: Per Bauleitplanung auf hochwertigen Ackerböden (Bodenwertzahl 

von 55 und mehr) nur für Agri-Photovoltaikanlagen. 

- Gemäß Grundsatz 10.2-16: Per Bauleitplanung auf Freiraum-Flächen, die sich durch be-

sonders hohe Ertragskraft der Böden, besonders günstige Strukturen oder besondere 

Wertigkeit für spezielle landwirtschaftliche Nutzungen auszeichnen, nur Agri-Photovolta-

ikanlagen. 

- Gemäß Grundsatz 10.2-17: Im Freiraum vorzugsweise u.a. auf geeigneten Flächen in 

landwirtschaftlich benachteiligten Gebieten, oder entlang von übergeordneten Straßen 

und Schienenwegen. Und prioritär nicht singulär im Freiraum, sondern beginnend von ei-

ner Infrastrukturanlage oder baulichen Nutzung. Belange landwirtschaftlicher Betriebe be-

rücksichtigen. 

Im vorliegenden Fall liegt keine relevante landwirtschaftliche Wertigkeit vor, also wird von 

daher den Zielen und Grundsätzen entsprochen. Zur Vereinbarkeit mit dem Regionalplan 

siehe im nächsten Unterkapitel. 

5.2 Regionalplanung 

Der Geltungsbereich ist im Regionalplan Köln (Neufassung in Kraft 29.10.2025, wie auch 

zuvor im sog. „Gebietsentwicklungsplan“ (GEP), Teilabschnitt Region Aachen, von 2003) als 

„Allgemeiner Freiraum- und Agrarbereich“ dargestellt, mit überlagernder Darstellung „Bereich 

für den Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erholung (BSLE)“.  

Östlich, südwestlich sowie auf der südlichen Seite des Schmalebachs liegen „Waldbereiche“, 

in maßstabsgerechter, generalisierter Form, wobei von SW aus ein schmaler Waldriegel in 

den Änderungsbereich hineinragt. 

Zur Vereinbarkeit des PV-Vorhabens mit dem Regionalplan und dem Ziel 10.2-14 des LEP 

ist dessen Begründung heranzuziehen. Demnach ist hinsichtlich der Schutz- und Nutzfunk-

tion von BSLE eine Einzelfallprüfung vorzunehmen, für PV-Nutzung kommen in Frage 
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„Teilbereiche großräumiger BSLE mit einer weniger hochwertigen Funktion (…) in Kombina-

tion mit verringerter Einsehbarkeit und naturnaher Ausgestaltung der Anlagen“. Dies kann 

bei der Hanglage im Schmalebachtal und der geplanten Vorhabens-Eingrünung, Umsetzung 

in der weiterführenden Detailplanung, bejaht werden. 

Die Frage der Raumbedeutsamkeit, als Grundlage für die Anwendung des Ziels, beurteilt 

sich nicht allein nach der Flächengröße, sondern die Umstände des Einzelfalls sind mit zu 

berücksichtigen, z.B. wenn aufgrund der Lage und/oder Bauart des Vorhabens  (nennens-

werte) „Auswirkungen (…) über den unmittelbaren Nahbereich hinaus ausgeschlossen wer-

den können“, die Lage in topographisch bewegtem Gebiet, das Maß der Beeinträchtigung 

des Landschaftsbilds und eine fehlende Summierung mit benachbarten weiteren PV-

Anlagen. All diese Faktoren führen zu dem Schluss, dass eine Raumbedeutsamkeit im hie-

sigen Fall verneint werden kann. 

Der hineinragende Fichtenwaldriegel kann auch allein schon aufgrund seines Borkenkäfer-

befalls keine Schutzfunktion entfalten, sondern ist aus forstfachlicher Sicht sowie i.S. einer 

nachvollziehenden und zielorientierten Abwägung zu roden. Art, Umfang und Verortung der 

Ersatzwaldpflanzung wird im Rahmen der Detailplanung (Waldumwandlungsverfahren, 

BPlan-Darstellung) mit der zuständigen Forstbehörde abgestimmt und geregelt, unter Mitbe-

rücksichtigung des erheblichen öffentlichen Interesses am EE-Ausbau. 

Der in Aufstellung befindliche „Sachliche Teilplan Erneuerbare Energien“ zum Regionalplan 

Köln, Stand: Erneute Beteiligung Juli 2025, beinhaltet in seinen Textlichen Festlegungen 

zwei Grundsätze zur Nutzung der Solarenergie: 

„G.1 Freiflächen-Solarenergieanlagen in konfliktarme Bereiche lenken 

Durch Bauleitplanung sollen raumverträgliche Standorte für raumbedeutsame Freiflächen-

Solarenergieanlagen gesichert werden. Ergänzend zu den Festlegungen des LEP NRW sol-

len dabei konfliktarme Flächen bevorzugt werden. 

Agrarstrukturell bedeutsame Flächen in landwirtschaftlich benachteiligten Gebieten, für den 

Biotop- und Artenschutz wertvolle Verbundflächen mit besonderer Bedeutung außerhalb der 

Bereiche für den Schutz der Natur (BSN) sowie Waldflächen außerhalb der festgelegten 

Waldbereiche sollen gemieden werden.“ 

„G.2 Freiflächen-Solarenergieanlagen freiraumverträglich gestalten 

Im Rahmen der Bauleitplanung für raumbedeutsame Freiflächen-Solarenergieanlagen soll 

eine freiraumverträgliche Einbindung der Nutzung erfolgen.“ 

Auch diesen Grundsätzen wird im vorliegenden Fall entsprochen, angesichts abgeschirmter 

Lage, geringer landwirtschaftlicher Wertigkeit und Berücksichtigung des örtlichen Land-

schaftsinventars bei der Detailplanung. 

5.3 Flächennutzungsplan 

Der Geltungsbereich der 46. Änderung ist im derzeit gültigen Flächennutzungsplan der Ge-

meinde Hellenthal insgesamt als „Flächen für die Landwirtschaft und für die Forstwirtschaft“ 

eingetragen (die Plandarstellung unterscheidet nicht zwischen den beiden Nutzungsarten). 

Der Änderungsbereich ist auch weitestgehend umgeben von „Flächen für die Landwirtschaft 

und für die Forstwirtschaft“. Nördlich verläuft die K64 als „Überörtliche oder örtliche Haupt-

verkehrsstraße“. Im Süden liegt im Schmalebachtal eine potentielle Erweiterungsfläche für 

das Gewerbegebiet Dommersbach. 
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Es wurde seitens der Verwaltung eine landesplanerische Anfrage nach § 34 LPlG NRW 

zwecks Ausweisung eines „Sondergebiets Photovoltaik“ über den Kreis Euskirchen an die 

zuständige Bezirksregierung Köln gestellt. In der Landesplanerischen Stellungnahme der Be-

zirksregierung (05.08.2024) wurde mitgeteilt, dass gegen die Änderung des FNP -mit Stand 

der damaligen Abgrenzung- keine raumordnerischen Bedenken erhoben werden. 

Eine erneute landesplanerische Beratung mit der BezReg zu der erweiterten Plangebietsab-

grenzung findet noch statt. 

5.4 Landschaftsplan 

Der Geltungsbereich der Änderung liegt nach dem rechtskräftigen Landschaftsplan (LPlan) 

„Hellenthal“ (Stand Dez. 2005) vollständig innerhalb des Landschaftsschutzgebiets (LSG) 

2.2-4 „Hollerather Hochfläche“ (nachrichtliche Darstellung in der Planzeichnung, Symbol „L“). 

Der Landschaftsplan befindet sich in einer formellen Überarbeitung. Der Entwurf zur 1. Än-

derung, mit Stand Apr. 2024, zeigt ebenfalls das LSG 2.2-4. 

6. Ausgangssituation 

6.1 Topographie 

Es handelt sich um eine Hanglage mit Gefälle in Richtung Schmalebach, mit dem höchsten 

Punkt in der Nordspitze bei rd. 510 m üNN, tiefster Punkt am Wirtschaftsweg im Süden bei 

440 m üNN.  

Der Änderungsbereich besteht überwiegend aus landwirtschaftlichen Flächen, durchzogen 

von zwei sich gabelnden Wirtschaftswegen, Hecken, flächigen Gehölzbeständen und Einzel-

bäumen. Daneben liegen im Änderungsbereich drei Waldstreifen, von denen zwei erhalten 

werden, und einer gerodet und ersetzt (Darstellung dazu in der BPlan-Zeichnung). Zwei 

kleine Nebenbäche verlaufen in Nord-Süd-Richtung zum Schmalebach hinunter durch das 

Plangebiet, und ein weiterer am östlichen Rand (Sonstige Fließgewässer ohne Gewässer-

kennzahl). 

6.2 Starkregengefahrenkarte 

Gemäß dem Hochwasserportal des Kreises Euskirchen sind bei einem Starkregen SRI 9/10 

mit 90 l/m² in einer Stunde keine erheblichen Gefährdungen bzw. flächigen Wasseransamm-

lungen zu erwarten. Zu erkennen ist nur eine Tiefstelle vor einem Durchlass unter dem süd-

lichen Wirtschaftsweg - und der Verlauf der drei kleinen Siefen im Hang. 

Für die Zukunft ist im südlich angrenzenden Tal des Schmalebachs die Einrichtung einer 

Hochwasserschutzmaßnahme geplant, um das Gewässersystem Reifferscheider Bach, Olef, 

Urft zu entlasten und die Unterlieger ab dem Ortsteil Blumenthal-Dommersbach vor Überflu-

tungen wie im Jahr 2021 zu schützen. 
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Abb.: Auszug aus dem Hochwasserportal des Kreises Euskirchen -  
Starkregen SRI 9/10 (90 l/m² in 1h) 

6.3 Belange des Denkmalschutzes 

Innerhalb des Vorhabenbereichs befinden sich keine Baudenkmäler. Auch Bodendenkmäler 

sind keine bekannt. Es liegt kein ausgewiesener „Kulturlandschaftsbereich“ (KLB) vor, und 

auch kein „Kulturlandschaftselement mit räumlicher Wirkung“ (Fachbeitrag Kulturlandschaft 

zum Regionalplan Köln, Landschaftsverband Rheinland, Köln 2016). 

7. Neue FNP-Darstellung 

Die Änderung des Flächennutzungsplans ist in einer Planzeichnung im Maßstab 1:5.000 ein-

deutig dargestellt. 

Geändert wird die bisherige flächige Darstellung „Fläche für die Landwirtschaft und für die 

Forstwirtschaft“ erstens für die eigentlichen Modul-Aufstellflächen in „Sondergebiet (SO) 

Photovoltaik“ (Flächengröße, generalisiert, rd. 14,3 ha). 
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Auf diesen Flächen soll auch eine mit dem PV-Vorhaben vereinbare (extensive) landwirt-

schaftliche Nutzung ausdrücklich weiterhin möglich sein, z.B. Beweidung. In der Detailpla-

nung (BPlan) erfolgt eine entsprechende Regelung der zulässigen Nutzungsarten. 

Die durch das SO-Gebiet verlaufenden Wirtschaftswege werden in der Detailplanung (BPlan) 

von Photovoltaikmodulen freigehalten, ebenso wie die vorhandenen Gehölze und Hecken-

strukturen. 

Zweitens wird im Verlauf der drei vorhandenen kleinen Siefen jeweils eine streifenförmige 

Grünfläche zu deren Erhalt und Ummantelung dargestellt, analog an den Waldrändern, und 

im Osten eine flächige Grünfläche zu Ausgleichszwecken (Flächengröße, generalisiert, ins-

ges. rd. 4,4 ha). 

Im südwestlichen Teil der SO-Fläche liegt ein von Borkenkäfer befallener Waldstreifen, der 

gerodet und unmittelbar angrenzend, westlich der PV-Fläche ersetzt werden soll. Da in dem 

(alten) Ur-FNP der Gemeinde die Nutzungsarten Landwirtschaft- und Wald zu einer Katego-

rie zusammengefasst und nicht unterscheidbar sind, ist auch der Waldersatz kein Darstel-

lungsinhalt für die FNP-Zeichnung. Aus dem gleichen Grund sind zwei Wald-Enklaven bei 

der Abgrenzung des Änderungsbereichs ausgespart. (Zum Verständnis wird auf die vollflä-

chige BPlan-Zeichnung, mit Darstellung der Waldflächen, verwiesen.) Die FNP-Änderung ist 

daher kleiner als der BPlan-Geltungsbereich. 

Grundsätzliche Vor-Abstimmung mit dem Landesbetrieb Wald und Holz NRW sowie der Un-

teren Naturschutzbehörde (UNB) Kreis Euskirchen ist erfolgt, konkrete Regelungen mit bei-

den Behörden erfolgen durch die Vorhabenträger bis zur Entwurfsfassung für die 2. Beteili-

gungsrunde. 

8. Auswirkungen der Planung 

8.1 Umweltbelange 

Nach § 1 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB) sollen die Bauleitpläne dazu beitragen, die natür-

lichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln. Sie sollen die Belange des Um-

weltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere der Tiere, der 

Pflanzen, des Bodens, des Wassers, der Luft und des Klimas, das Wirkungsgefüge zwischen 

Ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt berücksichtigen. Alle berührten Um-

weltbelange sind auf bauleitplanerischer Ebene (zuerst im FNP, anschl. im BPlan, im sog. 

„Abschichtungsprinzip“) in einem „Umweltbericht (UB)“ als gesondertem Teil der Begründung 

(nach § 2 Abs. 4 u. § 2a BauGB) zu erfassen, zu bewerten und in die Abwägung einzustellen. 

Der Umweltbericht wird bis zur zweiten Beteiligungsrunde der Öffentlichkeit und der Behör-

den gem. § 3 (2) bzw. 4 (2) BauGB beigefügt. Da mit einer FNP-Änderung noch keine kon-

kreten Umsetzungspläne verbunden sind, ist eine Einschätzung der Auswirkungen jedoch 

meist nur grob möglich. Erforderliche Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen müs-

sen in der Detailplanung (Bebauungsplan) formuliert werden.  

Zum bestehenden Landschaftsschutz: Bei der Aufstellung, Änderung und Ergänzung eines 

Flächennutzungsplans im Geltungsbereich eines Landschaftsplans treten gemäß § 20 Abs. 

4 LNatSchG NW widersprechende Darstellungen und Festsetzungen des Landschaftsplans 

mit dem Inkrafttreten des entsprechenden Bebauungsplans (oder einer Satzung nach § 34 
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Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 des Baugesetzbuchs) außer Kraft, soweit der Träger der Landschaftspla-

nung im Beteiligungsverfahren diesem Flächennutzungsplan nicht widersprochen hat. 

Die Landschaftsbildbewertung des Kreises Euskirchen stuft die Einheit „Offenland-Wald-Mo-

saik am Bleiberg“ in die Bewertungsstufe 3 = „eifeltypisch“ ein. Allerdings verlaufen zum und 

durch diesen Bereich eigens zwei Eifelschleifen und eine prämierte Eifelspur . 

Mit dem Träger der Landschaftsplanung (Untere Naturschutzbehörde Euskirchen) wurden 

bereits erste Vorabstimmungen geführt. 

Zum Erhalt einer Rodungsgenehmigung für den im Südwesten hineinragenden Fichtenriegel 

muss ein Waldumwandlungsantrag gestellt und eine geeignete forstrechtliche Kompensati-

onsfläche („Ersatzaufforstungsfläche“) angelegt werden, vorzugsweise mit einem standort-

heimischen Mischwald. In LSG’s muss dafür wiederum eine Befreiung vom Verbot der Erst-

aufforstung bei der UNB eingeholt werden. Die Abwicklung erfolgt in einem forstrechtlichen 

Genehmigungsverfahren. Als Ersatzfläche bietet sich eine unmittelbar angrenzende, in den 

Wald hineinragende Lichtung und das Offenland davor an. Für den so entstehenden „Flä-

chentausch“ ist gemäß Forstbehörde ein Faktor von 1:1,6 vorgesehen. Die flächenmäßige 

Darstellung ist dem parallel in Aufstellung befindlichen BPlan zu entnehmen. 

Um die Waldflächen herum sind dort Grünflächen, größtenteils 20 m breit,  als Wildkorridor / 

Waldmantel zu den PV-Aufstellflächen eingetragen (Einzäunung PV-Anlage nicht am Wald-

rand sondern auf der anderen Seite der Pufferfläche). Statt eines i.d.R. empfohlenen Walab-

stands von 35 m werden die Vorhabenträger im späteren Baugenehmigungsverfahren einen 

Haftungsausschluss für die vom benachbart gelegenen Wald ausgehenden Gefahren, Risi-

ken, Beeinträchtigungen und Nebenwirkungen mit den betroffenen Waldeigentümern per 

Grunddienstbarkeit regeln. Entsprechende Auflage kommt in den BPlan. 

8.2 Artenschutz 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung (FNP) werden durch Änderungen der Darstel-

lung noch keine konkreten Auswirkungen ausgelöst. Auf dieser Ebene erfolgt i.d.R. eine Ar-

tenschutzrechtliche Vorprüfung (ASVP, Stufe I) auf entgegenstehende Artvorkommen und -

belange, um ggf. auftretende Konflikte rechtzeitig zu erkennen. 

Im Fall hier liegt bereits eine Artenschutzrechtliche Untersuchung, ASP der Stufe I und II, vor 

(Büro für Ökologie & Landschaftsplanung Dr. Jürgen Prell, Aachen, Juli 2025). Diese kommt 

zu folgenden Ergebnissen:  

„Brutvorkommen planungsrelevanter Vögel waren auf den Flächen nicht gänzlich auszu-

schließen, sodass im Frühjahr/Sommer 2024 Kartierungen durchgeführt wurden. Durch die 

Erweiterung des Projektes auf anschließende Flächen wurden diese im Jahr 2025 ebenfalls 

untersucht. Innerhalb dieser Kartierungen wurden 2-3 Neuntöter-Reviere und ein Weiden-

meisen-Revier in den Gehölzstrukturen eines Siefen kartiert. Die Gehölzstrukturen der Siefen 

sollen insgesamt erhalten bleiben. In den nach Norden anschließenden Wiesen wurden im 

Frühjahr 2025 zwei Feldlerchen-Reviere kartiert, von denen ein Brutstatus nicht schlüssig 

ermittelt werden konnte. 

Der Tötungstatbestand gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG, der auch nicht planungsrele-

vante Vogelarten betrifft, kann durch eine Baufeldfreimachung außerhalb der Vogelbrutzeit 

sicher ausgeschlossen werden. Alternativ ist eine Prüfung der Flächen durch einen Biologen 

notwendig. Erhebliche Störungen gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG sind für die Feldlerche 
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nicht gänzlich auszuschließen. Diese laufen auf die Zerstörungen von Fortpflanzungs- und 

Ruhestätten gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG für die Feldlerche hinaus. Hierfür sind im 

worst-case deshalb CEF-Maßnahmen auf 2 ha Wiesenfläche zu entwickeln. Die Maßnahme 

sollte die Ausmagerung von Grünland erreichen. Mit einer Beeinträchtigung weiterer Arten-

gruppen ist nach derzeitigem Stand nicht zu rechnen.“ 

Unter Einhaltung der beschriebenen Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen ist dem-

gemäß nicht mit dem Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände zu rechnen. Die 

konkreten Regelungen, inkl. einer geeigneten CEF-Maßnahme, erfolgen auf der Ebene des 

BPlans. 

8.3 Verkehrliche Erschließung 

Das Plangebiet ist über die K64 und die örtlichen Wirtschaftswege erschlossen und an das 

überörtliche Straßennetz angebunden. 

Durch die geplante Nutzungsart SO PV ist mit keiner Zunahme des Verkehrs zu rechnen. 

Die Fläche bleibt -in eingeschränktem Ausmaß- landwirtschaftlich nutzbar und darüber hin-

aus fallen nach der Ersterrichtung lediglich Wartungsarbeiten an. 

8.4 Ver- und Entsorgung 

Konkrete Aussagen zur Ver- und Entsorgung werden im Zuge der nachfolgenden Verfahren 

(verbindliche Bauleitplanung, Baugenehmigungsverfahren) getroffen. 

8.5 Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen 

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB besteht bei beabsichtigter Inanspruchnahme landwirtschaftlicher 

Flächen im Sinne von § 201 BauGB eine Begründungs- und Abwägungspflicht. Die Verfüg-

barkeit nutzbarer Flächen ist für Bestand und Entwicklung landwirtschaftlicher Betriebe von 

grundlegender Bedeutung. Deshalb soll die Umwidmung von landwirtschaftlichen Flächen 

auf das unbedingt notwendige Maß begrenzt werden, um Beeinträchtigungen der Nahrungs-

grundlagen so weit wie möglich zu vermeiden. 

Im LEP und im Regionalplan ist es ausdrückliches Ziel des Landes NRW, die Entwicklung 

regenerativer Energien zu fördern, innerhalb deren Vorgaben auch auf dem Wege der Bau-

leitplanung. Damit ist ein erster Abwägungsschritt zu Lasten landwirtschaftlicher Nutzflächen 

bereits auf den übergeordneten Ebenen der Raumordnung getroffen worden. Darüber hinaus 

besitzt das Plangebiet nach den gemeindlichen Auswahlkriterien Eignung für die eine PV-

Freiflächenanlage. Die Bodenwertzahl beträgt überall weniger als 55. Hinzu kommt, dass 

eine weitere LW-Nutzung zulässig bleibt. Während der PV-Nutzung in damit vereinbarer 

Form, vorzugsweise extensiv durch Beweidung oder Mahd, und danach wieder ohne bauli-

che Einschränkungen. 

Aus den vorgenannten Gründen wird der Umsetzung des geplanten Vorhabens ein höheres 

Gewicht eingeräumt als einer uneingeschränkten allein landwirtschaftlichen Nutzung. Nach 

Rückbau der PV-Module kann auch eine intensivere landwirtschaftliche Nutzung wieder auf-

genommen werden. Somit kann die Umwidmungssperrklausel im Wege der Abwägung über-

wunden werden. 
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8.6 Blendwirkung 

Nach aktuellem Planungsstand wird davon ausgegangen, dass Richtung Kreisstraße 46 

keine Reflexionen oder Blendungsrisiken entstehen. Die Kreisstraße liegt nördlich des Ände-

rungsbereichs und somit mit hoher Wahrscheinlichkeit außerhalb des Einflussbereichs direk-

ter Sonnenlicht-Reflexionen, wenn die Anlagen mit Südausrichtung realisiert werden. Auch 

für den Hubertushof und den Ort Ingersberg ist anzunehmen, dass keine Reflexionen wahr-

nehmbar werden. 

9. Hinweise und Empfehlungen 

„Anbaubeschränkungs- und Werbeverbotszone“ zur K 64 

Aufgrund Lage außerhalb einer Ortsdurchfahrt besteht entlang der Kreisstraße K64, gemes-

sen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, in einem Streifen von 20 m Breite ein 

Verbot der Errichtung von Werbeanlagen und in einem Streifen von 40 m Breite bedürfen 

Baugenehmigungen der Zustimmung der Straßenbaubehörde (§§ 28 bzw. 25 Straßen- und 

Wegegesetz -StrWG- NRW). Die gesetzlichen Vorgaben des StrWG NRW sind zu beachten. 

Erdbebenzone 

Der Bauleitplanungs-Bereich befindet sich in der Erdbebenzone 1, Untergrundklasse R, ge-

mäß der „Karte der Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen der Bundesrepub-

lik Deutschland 1:350.000, Bundesland NRW (Juni 2006). Karte zu DIN 4149 (Fassung April 

2005).“ Die in der DIN 4149 genannten bautechnischen Maßnahmen sind bei der Bebauung 

des Plangebietes –unter Berücksichtigung der Bedeutungskategorie des Bauwerks- zu be-

achten. 

Bodendenkmalpflege 

Bei Bodeneingriffen auftretende archäologische Befunde oder Zeugnisse tierischen und 

pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit sind gemäß „Gesetz zum Schutz und zur 

Pflege der Denkmäler im Lande Nordrhein-Westfalen“ (Denkmalschutzgesetz – DSchG NW) 

der Gemeinde Hellenthal als untere Denkmalbehörde oder dem LVR – Rheinisches Amt für 

Bodendenkmalpflege, Außenstelle Nideggen, unverzüglich zu melden. Hingewiesen wird auf 

die §§ 15 (Aufdeckung von Bodendenkmalen) und 16 (Verhalten bei Aufdeckung von Boden-

denkmalen) des DSchG NW. Die zur Anzeige Verpflichteten (Eigentümer/ Bauherr / Leiter 

der Arbeiten) haben das entdeckte Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte in unverän-

dertem Zustand zu erhalten. Die Weisung des Denkmalamtes für den Fortgang der Arbeiten 

ist abzuwarten. 

 

Kampfmittel 

Bei evtl. Auffinden von Kampfmitteln (Bombenblindgängern, Munition, o.ä.) während der spä-

teren Erdbauarbeiten sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten sofort einzustellen und die 

nächstgelegene Polizeidienststelle, die zuständige Ordnungsbehörde oder der Kampfmittel-

beseitigungsdienst zu verständigen. 

Erfolgen zusätzliche Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammar-

beiten, Pfahlgründungen etc., wird eine Sicherheitsdetektion nach dem entsprechenden 

Merkblatt empfohlen. 

 

Bodenbelastungen 

Sollten im Zuge der Baumaßnahmen vor Ort schädliche Bodenveränderungen festgestellt 

werden, ist die Untere Bodenschutzbehörde des Kreises Euskirchen unverzüglich zu infor-

mieren. 
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Liegen im Zusammenhang mit Bodeneingriffen Hinweise oder Erkenntnisse über Schadstoff-

belastungen des Bodenaushubs oder der sonstigen Bauabfälle vor, so sind diese Abfälle bei 

den Bauarbeiten getrennt von den unbelasteten Materialien zu halten und in Abstimmung mit 

der Unteren Abfallwirtschaftsbehörde zu untersuchen und zu entsorgen. 

 

 

Sonstige Hinweise und Empfehlungen werden bis zum Entwurf für die 2. Beteiligungsrunde 

ergänzt.  

 

Stand: Vorentwurf, Dez. 2025 

Aufgestellt im Auftrag der Gemeinde Hellenthal 

 

 


